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Yu 


des Großherzogthums Poſen. 


In vielen Theilen des diesſeitigen Regierungsbezirks beſteht die durch poli⸗ 
tiſche Ereigniſſe hervorgerufene Aufregung noch fort und Viele vergeſſen darüber 
die Pflichten, welche ſie in ihrer bürgerlichen Stellung und als Ernährer von 
Familien haben. Nachdem der Reorganiſations-Kommiſſarius am Öten d. Mies. 
beruhigende Erklärungen gegeben, fordern wir die Bewohner des Regierungs⸗ 
bezirks auf, ihres eigenen Heiles wegen zu ihren friedlichen Beſchäftigungen zu⸗ 
rückzukehren. Insbeſondere mögen die Befiger von ländlichen Grundſtücken be⸗ 
herzigen, daß in der gegenwärtigen Jahreszeit die Feldarbeiten vorgenommen 
und zur Sommerbeſtellung geſchritten werden muß. Das Verabſäumen derſel⸗ 
ben würde Elend und große Noth bringen; nur wenn die Landbewohner jetzt zu 
den Geſchäften ſchreiten, auf welche ihre pflicht und ihr Beruf fie hinweist, kann 
eine auskömmliche Erndte erwartet, künftiges Unheil verhütet werden. Die Ge⸗ 
meinden und vornehmlich die Beſitzer von größeren Landwirthſchaften mogen aber 
auch darauf Bedacht nehmen, durch jene Feld- und durch ſonſtige Arbeiten die 
Tagelöhner zu beſchäſtigen und ihnen angemeſſenen Verdienſt zuzuweiſen, weil 
nur dadurch dem unglücklichen Zuſtande vorzubeugen iſt, mit welchem die Ges 
ſchäfts- und Nahrungsloſigkeit jener Leute andernfalls den Regierungsbezirk be- 
droht. Nur wenn auf ſolche Art die Thätigkeit aller Bewohner angeſtrengt wird, 
kann die Provinz hoffen, von den Vortheilen wirklichen Genuß zu haben, wel⸗ 
che die beabſichtigte Reorganiſation der Provinz der Polniſchen Bevölkerung zu⸗ 
führen fol. Poſen, den 10. April 1848. Königl. Regierung. 


Bekanntmachung. 

12ten d. öffentliche Sitzung der Stadtverordneten. Haupt⸗ 
egenſtände der Verhandlung: 1) Wahl eines Schiedsmannes für das Akte 
Revier. 2) Verpachtung von Budenſtellen. 3) Qualifikation verlchledener 
Bürger zu Stadtverordneten. 4) Hundeſteuer-Fonds⸗Rechnung pro 1817. 5) 
ie Anlegung von Amtszeichen von Seite der Wlitglieder des Magiſtrats und 
es Sladlverordneten⸗Kollegiums. 6) Acquiſition des Philippiner⸗Kloſtergebäu⸗ 
des. 7) Vollziehung von Konſenſen und 8) einige perſönliche Angelegenheiten. 

Der Stadtwerordneten-Vorſteher Knorr. 


Mittwoch den 


Inland. 


Wahlgeſetz für die zur Vereinbarung der Preußiſchen Staats- 
Verfaſſung zu berufende Verſammlung. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, nach Anhörung Unſerer zum Vereinigten Landtage verſammelten 
getreuen Stände, auf den Antrag Unſeres Staats-⸗Miniſteriums, was folgt: 

§. 1. Jeder Preuße, welcher das 24ſte Lebensjahr vollendet und nicht den 
Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkennt⸗ 
niſſes verloren hat, iſt in der Gemeinde, worin er ſeit ſechs Monaten ſeinen 
Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwähler, inſofern er nicht aus 
öffentlichen Mitteln Armen⸗Unterſtützung bezieht. a 

§. 2. Die Urwähler einer jeden Gemeinde wählen auf jede Vollzahl von 
fünfhundert Seelen ihrer Bevölkerung Einen Wahlmann Erreicht die Bevöl⸗ 
kerung einer Gemeinde nicht fünfhundert, überſteigt aber dreihundert, Seelen, ſo 

iſt fie dennoch zur Wahl Eines Wahlmannes berechtigt. Erreicht aber die Ve⸗ 
völkerung einer Gemeinde nicht dreihundert Seelen, fo wird die Gemeinde durch 
den Landrath mit einer oder mehreren zunächſt angrenzenden Gemeinden zu 
Einem Wahlbezirke vereinigt. In Gemeinden von mehr als tauſend Seelen 
erfolgt die Wahl nach Bezirken, welche die Gemeinde-Behörden in der Art zu 
begrenzen haben, daß in einem Bezirke nicht mehr als fünf Wahlmänner zu 
wählen ſind. Bewohnte Beſitzungen, welche nicht zu einem Gemeinde-Verbande 
gehören und nicht wenigſtens dreihundert Seelen erhalten, werden durch den 
Landrath behufs der Urwahlen der zunächſt gelegenen Stadt- oder Landgemeinde 
ugewieſen. . 
1. 8. 3. Jeder iſt nur in dem Wahlbezirk zum Wahlmann wählbar, worin 
er als Urwähler ſtimmberechtigt iſt. 5 f 
F. 4. Die Wahl der Wahlmänner erfolgt durch Stimmzettel nach abſo⸗ 
Inter Stimmenmehrheit der Erſchienenen. a 

8.5. Jeder Preuße, der das 30ſte Lebensjahr vollendet und den Vollbeſitz 
der bürgerlichen Rechte nicht verwirkt hat (F. 1), iſt im ganzen Bereiche des 
Staats zum Abgeordneten wählbar. 5 5 f 

6. Für jeden landräthlichen Kreis, ſo wie für jede Stadt, welche zu 
keinem landräthlichen Kreiſe gehört, fol Ein Abgeordneter und Ein Stellvertre⸗ 
ter gewählt werden. — Erreicht die Bevölkerung des Kreiſes oder der Stadt 
ſechzig Tauſend Seelen, ſo werden zwei Abgeordnete gewählt, und es tritt für 
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jede fernere Vollzahl von vierzig Tauſend Seelen Ein Abgeordneter hinzu, ſo 
daß für hundert Tauſend Seelen Drei, für hundertvierzig Taufend Seelen Vier 
Abgeordnete u. ſ. w. gewählt werden. 

§. 7. Die Zahl der Bevölkerung beſtimmt ſich überall nach der im Jahre 
1846 ſtattgehabten amtlichen Zählung. 

§. 8. In den Städten werden die Urwahlen der Wahlmänner durch Be⸗ 
auftragte des Magiſtrats und da, wo kein Magiſtrats-Kollegium beſteht, des 
Bürgermeiſters geleitet. Ueber die Leitung der Urwahlen auf dem Lande wird N 
mit Rückſicht auf die beſtehende Verſchiedenartigkeit der ländlichen Gemeinde⸗ 
Einrichtungen Unſer Staats-Miniſterium das Erforderliche in dem über die 
Ausführung des Wahlgeſetzes zu erlaſſenden Reglement (§. 12) feſtſtellen. Die 
Wahlen der Abgeordneten und Stellvertreter werden in den Kreiſen durch die 
Landräthe und in den Städten, welche zu keinem landräthlichen Kreiſe gehören, 
durch Beauftragte des Magiſtrats, beziehungsweife des Bürgermeiſters, geleitet. 

F. 9. Die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter erfolgt durch ſelbſt⸗ 
geſchriebene Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit aller erſchienenen, 
und zwar bei den Kreiswahlen in dem Hauptorte des Kreiſes. Wo mehr als 
drei Abgeordnete zu wählen ſind, ſoll die Wahl nach Bezirken erfolgen, welche 
die zur Leitung der Wahl berufenen Behörden abzugrenzen haben. 

F. 10. Die gewählten Abgeordneten ſtimmen in der zu berufenden Ver⸗ 
ſammlung nach ihrer eigenen unabhängigen Ueberzeugung und ſind an Aufträge 
oder Inſtructionen nicht gebunden. 

F. II. Die Prüfung der Richtigkeit der Wahl iſt Sache der künftigen 
Verſammlung. 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes ſonſt noch erforderlichen An⸗ 

fer Staats-Miniſterium in einem zu erlaſſenden Reglement 


ordnungen hat Un 
zu treffen. 
FS. 13. Die auf Gruud des gegenwärtigen Geſetzes zuſammentretende Ver⸗ 
ſammlung iſt dazu berufen, die künftige Staatsverfaſſung durch Vereinbarung 
mit der Krone feſtzuſtellen und die ſeitherigen reichsſtändiſchen Befugniſſe na⸗ 
mentlich in Bezug auf Bewilligung von Steuern und Staats-Anleihen für die 
Dauer ihrer Verſammlung intermiſtiſch auszuüben. Urkundlich unter Unſerer 
Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 8. April 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Graf von Schwerin. von Auerswald. Dr. Borne— 
mann. Arnim. Hauſemann. von Reyher, 


Reglement zur Ausführung des Wahlgeſetzes vom 8. April d. 
für die zur Vereinbarung der Preußiſchen Staats- 
Verfaſſung zu berufende Verſamm lung. 

FS. 1. Beſtimmungen über die Abgränzung der Wahlbezirke. 
Die Landräthe und in den Städten, welche zu keinem landräthlichen Kreiſe ge⸗ 
hören, die Magiſtrate, und da wo kein Magiſtrat beſteht, die Bürgermeiſter 
haben unverzüglich nach Maßgabe der Beſtimmungen des §. 2. des Wahlgeſetzes 
vom 8. April d. J. die nöthigen Einleitungen zur Begränzung der Bezirke für 
die Urwahlen zu treffen. 

3.2. (5. 2. des Geſetzes.) Sie haben alſo feſtzuſtellen: 1) zu welchem 
Wahibezirk diejenigen Gemeinden und zu einem Gemeinde-Verbande nicht ge⸗ 
hörigen Befitzungen, deren Bevölkerung nicht an drei Tauſend Seelen erreicht, 
vereinigt werden ſollen. Der ſo gebildete Wahlbezirk ſteht in Beziehung auf 
die Zahl der zu wählenden Wahlmänner einer Gemeinde von derſelben Volks⸗ 
zahl gleich; 2) die Zahl der auf die einzelnen Wahlbezirke fallenden Wahl⸗ 
männer nach den geſetzlichen Verhältniſſen. Wie viel Wahlbezirke in den zu 
einem landräthlichen Kreiſe gehörenden Gemeinden von mehr als 1000 Einwoh⸗ 
nern gebildet werden ſollen, beſtimmen die Gemeinde Behörden unter Aufſicht 
des Landraths. Da kein Bezirk mehr als fünf Wahlmänner wählen ſoll, ſo 
ergiebt ſich, daß kein Bezirk volle dreißig Tauſen Einwohner erhalten darf. 

F. 3. (F. 8. des Geſetzes) Urwahlen. In den Städten, in welchen 
die Städte-Ordnung von 1808 oder 1831 eingeführt iſt, wird die Wahl durch 
Beauftragte des Magiſtrats, in den übrigen Städten durch Beauftragte des 
Bürgermeiſters geleitet. In den Landgemeinden iſt in der Regel die Orts⸗ 
Polizei⸗Obrigkeit oder die Ortsbehörde mit der Leitung der Wahl zu beauftra⸗ 
gen. Da, wo dies in den kleinen Gemeinden Schwierigkeiten findet, und bei 
Zuſammenlegung mehrer Ortſchaften zu einem Wahlbezirk bleibt es dem Ermeſ⸗ 
ſen des Landraths überlaffen, auch einen anderen wahlberechtigten Einwohner 
des Wahlbezirks zum Wahlkommiſſar zu ernennen. 

§. 4. In jeder Gemeinde wird ſoſort von der Ortsbehörde ein nament⸗ 
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liches Verzeichniß aller nach §. 1 des Wahlgeſetzes vom 8. April d. J. ſtimmbe⸗ 
rechtigten Wähler aufgeſtellt und zu Jedermanns Einſicht in einem zu beſtim⸗ 
menden Lokal ausgelegt, auch daß ſolches geſchehen, öffentlich bekannt gemacht. 
Wer ſich darin übergangen glaubt, hat ſeine Einwendungen binnen 3 Tagen 
nach der Bekanntmachung anzugeben und zu beſcheinigen. Die Entſcheidung 
über die Reclamation ſteht für diesmal dem Laͤndrath reſp. Magiſtrat oder 
meiſter zu. 
1 80 3 Wahlen in allen Wahlbezirken werden im ganzen Umfang der 
Monarchie am 1. Mai d. J abgehalten. Wenn in demſelben Orte mehrere 
Wahlbezirke find, To werden fie in denſelben überall zur nämlichen Stunde 
vorgenommen. 8 2 i a 
„6. Die Wähler find zur Wahl durch öffentliche Bekanntmachung in 
ortsüblicher Weiſe vorzuladen. 
Abweſende können in keiner 
an der Wahl theilnehmen. a i 
Ss In der Verſammlung werden zunächſt die Wählerliſten vorgelefen, 
die erſchienenen Wähler als anweſend verzeichnet und jeder nicht ſtimmberech— 
tigte Anweſende zum Abtreten veranlaßt. N 
F. 9. Aus der Mitte der Anweſenden ernennt der Wahl-Kommiſſar einen 
Protokollführer und 2 bis 8 Stimmzähler und verpflichtet ſie mittelſt Hand⸗ 
ſchlags an Eidesſtatt. N J 
F. 10. Der Wahl- Kommiſſar läßt durch die Stimmzähler geſtempelte 
Stimmzettel an die einzelnen Wahler austheilen. 
§. II. Jeder Wähler ſchreibt auf den ihm übergebenen Zettel den Namen 
des von ihm gewünſchten Wahlmanns. Zettel, auf welchen mehr als Ein Name 
oder der Name einer nicht wählbaren Perſon geſchrieben ſteht, oder aus welchen 
der Gewählte nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt, eben fo ungeſtempelte Zettel 
find ungültig. Wähler, welche nicht ſchreiben können, laſſen ihren Stimmzettel 
durch einen oder mehrere vom Wahl-Kommiffar hierzu beſtimmte Stimmzähler 
eiben. i 
0 F. 12. Die Stimmzettel werden von den Stimmzählern geſammelt und 
in das vor dem Wahl-Kommiſſar und dem Protokollführer ſtehende Gefäß gelegt. 
F. 13. Die uneröffneten Zetel werden laut gezählt. Sollte dieſe Zählung 
durch ein mit der Zahl der Anweſenden im Mipbverhältniß ſtehendes Reſultat 
Bedenken erregen, jo find Wahl⸗Kommiſſar und Stimmzähler befugt, die Ab⸗ 
ſtimmung für ungültig zu erklären und eine neue anzuordnen. 5 
4. Nach vollendeter Einſammlung der Stimmzettel können ſpäter er⸗ 
ſchienene Wähler an dieſer Abſtimmung nicht mehr Theil nehmen, ſind dagegen 
von den nach ihrem Erſcheinen beginnenden Abſtimmungen nicht ausgeſchloſſen 
und werden zu dieſem Vehufe nachträglich als anweſend verzeichnet. f 
FS. 15. Die Stimmzettel werden durch einen Stimmzähler unter Vorzeigung 
an die übrigen und in Gegenwart der Verſammlung laut verleſen, vom Proto⸗ 
kollführer bei dem Namen des Kandidaten vermerkt und vorweg laut gezählt. 
8.16. Derjenige, welcher die abſolute Stimmen» Mehrheit erhalten hat, 
iſt für geroäpte zu erklaten 
FS. 17. Zur abſoluten Stummen⸗Mehrheit 
gültigen Stimmzettel. 5 ar \ 
F. 18. Hat ſich eine abſolute Mehrheit nicht ergeben, ſo ſind diejenigen 5 
Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl 
zu bringen. Wird auch bei dieſer Wahl keine abſolute Mehrheit erreicht, To 
ſind diejenigen beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen in der engeren 
Wahl erhalten haben, auf eine zweite engere, Wahl zu bringen. Tritt in dieſer 
letzten Wahl Stimmen⸗Gleichheit ein, fo eniſcheidet das Loos, welches durch die 
Hand des Wahl⸗Kommiſſars gezogen wird. Bei Ausmittelung derjenigen Kan⸗ 
didaten, welche nach den vorſtehenden Vorſchriften auf eine engere Wahl zu 
bringen find, entſcheidet bei Stimmen-Gleichheit ebenfalls das Loos. 
$. 19 


Weiſe durch Stellvertreter oder ſonſt 


gehört mehr als die Hälfte der 


Bei engeren Wahlen ſind die Stimmzettel mit anderen Namen als 
den auf die engere Wahl gebrachten Kandidaten ungültig. h . 

F. 20. Ueber die Gültigkeit einzelner Stimmzettel entſcheiden Wahl-Kom— 
miſſar und Stimmzähler. 8 ; . 

8. 2 In Wahlbezirken, wo mehr! als Ein Wahlmann zu wählen iſi, 
findet vorſtehendes Verfahren mit der Maßgabe ſtatt, daß für jeden Wahlmann 
eine beſondere Wahlhandlung vorzunehmen iſt. a 2 

§. 22. Das Wahl- Protokoll, welches nach den anliegenden Formularen 
aufzunehmen iſt, wird vom Wahl⸗Kommiſſar, den Stimmzählern und dem Pro- 
tokollführer unterzeichnet und dem Landrath reſp. Magiſtrat oder Bürgermeiſter 
eingereicht, welchen die Prüfung der Wahl in formeller Beziehung zuſteht. 

23. Wenn gegen die formelle Gültigkeit einer Wahl Bedenken obwalten, 
ſo ſind dieſelben der Verſammlung der Wahlmänner vorzulegen, welche darüber 
entſcheidet, und ſodann mit Ausſchließung des Wahlmannes, deſſen Wahl für 
ungültig erklärt iſt, unmittelbar zu ihrem ordentlichen Wahlgeſchäft ſortſchreitet. 
S8. 24. Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter. Der Land⸗ 
rath reſp. Magiſtrat oder Bürgermeiſter ſtellt aus den eingereichten Wahl⸗Ver⸗ 
handlungen ein Berzeichniß der Wahlmänner auf und ladet dieſelben zur Wahl 
des oder der vom Wahlkreis zu wählenden Abgeordneten und Stellvertreler 
165 88. d Wahl der al und Stellvertreter wird im ganzen 

In archie am 8. Mai d. J. vorgenommen, 
Ane ee 1 Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter kommen die 
Vorſchriſten der vorſtehenden 88. 7 bis 21 zur Anwendung, mit Ausnahme der 
58-9, und 18, an deren Stelle folgende Veſtimmungen treten. 

„27. Die Stimmzähler und der Protokollführer werden von den anwe⸗ 
ſenden Wahlmännern aus ihrer Mitte durch abſolute Stimmen Mehrheit gewählt 
und vom Wahl⸗ Kommiſſar mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet. 

28. Hat ſich auf einen Kandidaten die abſolute Stimmenmehrheit ver⸗ 
einigt, ſo iſt derſelbe als gewählt zu erklaren. Hat ſich keine ‚abfolute Stim- 
menmehrheit ergeben, fo wird zu einer weiteren Abſtimmung geſchritten. Dabei 
kann keinem Kandidaten die Summe gegeben werden, welcher bei der erſteu Ab⸗ 
fümmung keine oder nur Eine Stimme gehabt hat. Die zweite Abſtimmung 
wird unter den übrigbleibenden Kandidaten in derſelben Ordnung wie die erſte 
vorgenommen. Jeder Stimmzettel it ungültig, welcher einen anderen als die 
in der Wahl gebliebenen Kandidaten enthält. Wenn auch die zweite Abſtim⸗ 
mung keine abſolute Mehrheit ergiebt, ſo fällt je in der folgenden Abſtimmung 
derjenige, welcher die wenigſten Stimmen hatte, aus der Wahl, bis die abſo⸗ 
lute Mehrheit ſich auf einen Kandidaten vereinigt hat. Stehen ſich Mehrere in 
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der geringſten Stimmzahl gleich, 
aus der Wahl fällt. ; 
§. 29. Wenn die Abſtimmung nur zwiſchen 2 Kandidaten noch ſtattfindet 
und jeder derſelben die Hälfte der gültigen Stimmen auf ſich vereinigt hat, ent⸗ 
ſcheidet das Loos, welches durch die Hand des Wahl⸗Kommiſſars gezogen wird. 
F. 30. In den Verſammlungen, ſowohl der Urwähler als der Wahlmän⸗ 
ner, dürfen keine Diskuſſionen ftattfinden, noch Beſchlüſſe gefaßt werden, vor⸗ 
behaltlich der im §. 23. der Verſamlung der Wahlmänner überwieſenen Prüfung. 
F. 31. Sämmtliche Verhandlungen über die Wahl ſowohl der Wahlmän⸗ 
ner als der Abgeordneten werden vom Landrath refp. Magiſtrat oder Bürgermei⸗ 
fer dem Ober-Präſidenten eingereicht, welcher dieſelben, mit ſeinem Gutachten 
verſehen, dem Miniſter des Innern zur weiteren Mittheilung an die Abgeord⸗ 
neten-Verſammlung vorzulegen hat. Berlin, den 8 April 1848. 
Königliches Staats-Miniſterium. 
Graf von Schwerin. von Auerswald. 
Hanſemann. von Reyher. 


ſo entſcheidet unter ihnen das Loos, welcher 


Camphauſen. 


Bornemann. Arnim. 


* Bofen, den 10. April. In der Proklamation vom 6. d. M. hatte der 
General v. Williſen als Vorbedingung weiteren Eingehens auf das unſere Pros 
vinz betreffende Reorganiſationswerk die Wiederherſtellung der geſetzlichen Ordnung, 
und als erſten Schritt zu diefem Ziele die Auflöſung der geſetzwidrig bewaffneten 
Haufen verlangt, bis geſtern war dieſes Verlangen ganz erfolglos geblieben. 
Jene Haufen waren nicht nur nicht auseinander gegangen, ſondern hatten ſich ſo— 
gar anſehnlich vergrößert und förmliche Kriegslager in Schroda, Wreſchen, Ple⸗ 
ſchen und Kions bezogen. In dem erftgenannten Orte ſtehen nach der geringſten Au⸗ 
gabe über 10,000 Mann, von denen nur einige Hundert mit Gewehren, alle 
anderen mit Senfen bewaffnet find; die jedenfalls nur unbedeutende Zahl der be: 
rittenen Mannſchaft haben wir eben fo wenig wie die der Geſchütze ermitteln kön— 
nen, welche theils aus Böllern, theils aus eichenen, mit eiſernen Ringen umleg⸗ 
ten Röhren beſtehen ſollen; au der Spitze ſteht Miroslawki. Das Lager in 
Wreſchen giebt ein glaubwürdiger Augenzeuge auf mindeſtens 4000 Mann an; 
doch wurden geſtern und vorgeſtern noch Verſtärkungen erwartet. Auf amtlichen 
und Privatwegen laufen ſtündlich die beunruhigendſten Nachrichten von gewaltſa⸗ 
men, oder durch moraliſchen Zwang herbeigeführten Erpreſſungen an Geld, Pfer⸗ 
den, Schlachtvieh und anderen Lebensmitteln ein. Eine auf zuverläſſige Quel- 
len geſtützte Geſchichtserzaͤhlung über die drei letzten Wochen unſerer Provinz wird 
hoffentlich bald die Wahrheit von der Dichtung ſcheiden, und uns in Stand ſetzen, 
nicht bloß das innerſte Weſen und die trotz aller Verſchiedenartigkeit doch auf ein 
gemeinſames Ziel gerichteten Tendenzen dieſer Nationalbewegung, ſondern auch 
die politiſche und moraliſche Natur der Kräfte und Mittel, die von den Leitern 
ſelbſt geboten, oder gebilligt, oder ſtillſchweigend geduldet werden mußten, un⸗ 
parteiiſch, und gewiß nicht ohne reichen Gewinn für die künftige Beurtheilung 
der geſchichtlich in dieſem Lande beſtehenden Gegenſätze zu würdigen. — War 
aber in Folge der allgemeinen Anarchie in der Provinz, für welche die Polniſche 
Bevölkerung verantwortlich gemacht wurde, und der auf Deutſcher Seite fait all« 
gemeinen Anſicht, daß die verheißene nationale Reorganiſation die Poloniſtrung 
der ganzen Provinz, und damit die Unterdrückung der Sprache, Sitte, bürgerli— 
chen und politiſchen Ebenbürtigkeit der Deutſchen bezwecke, die Erbitterung der— 
ſelben ſchon vor der Ankunft des Herrn von Williſen hochgeſtiegen, fo 
mußte ſie erflärlicherweije mit verdoppelter Heftigkeit gegen dieſen ſich richten, 
als er nach ſeiner Proklamation vom 6. April die Reorganiſationsberathungen 
begann und eifrig fortſetzte, während die Haltung der Polniſchen Kriegslager, na⸗ 
mentlich bei Schroda, von Stunde zu Stunde drohender wurde, und ſogar einen 
Angriff auf unſere von allen Seiten einrückenden Truppen gar nicht mehr be⸗ 
zweifeln ließ. Um fo mehr überraſchte die geftern gegen 6 Uhr Abends nach drei⸗ 
ſtündiger Konferenz mit den einſichtigſten und hoffentlich auch eiuflußreichſten Häup⸗ 
tern der Polniſchen Nationalpartei vom Herrn v. Williſen ſelbſt mehreren Mit⸗ 
gliedern des Deutſchen Komite's mitgetheilt Nachricht, daß die freiwillige Auf⸗ 
loͤſung der obengenannten Kriegslager mit Zuverſicht zu erwarten ſei, er werde 
perjönlich heute nach Schroda und von dort an die auderen Orte ſich begeben, 
um dieſe Auflöſung in einer für den Frieden und das Eigenthum der Landes be— 
wohner gefahrloſen Weife zu leiten und zu erleichtern. Wenn, wie wir nicht zwei⸗ 
ſeln, die dem General v. Williſen Polniſcherſeits gegebenen Zuficherungen ſich 
bewähren, jo werden wir morgen zunächſt don Schroda, welches heute Abend un⸗ 
ſere Truppen, ungefähr 20,000 Mann ſtark einſchließen und morgen nehmen 
ſollten, nicht Kauonendonner, ſondern Friedeusbotſchaften vernehmen und dann wer⸗ 
den auch diejenigen unter uns, die in offener Oppoſition gegen das bisherige 
Verfahren des Herrn v. Williſen ſtanden, und die über die anſcheinend un. 
erklärliche Unthätigkeit unſers Heeres in den letzten Tagen empört waren, doch 
mit voller Befriedigung die Ausſicht einer friedlichen Löſung begrüßen, welche in 
der noch geſtern um 10 Uhr Abends zuvörderſt nach Schroda geſandten Pro; 
klamation des Herrn o. Williſen von demſelben Tage den Polen zum letzten 


Male in ſo würdiger, jeden Neben- und Seitengedanken fo entſchieden abweiſender 


Sprache angetragen wird, daß, wenn auch jetzt noch die bewaffucten Haufen es 
zum Blutbergießen kommen laſſen, dem energiſchen Einſchreiten unſerer Truppen 
bie volle Zustimmung des Ju- und Auslaudes nicht fehlen kann und nicht ſeh⸗ 
len wird, 7 7 

Pleſchen, den 7. April. Heute Morgen hat ſich das Polnische Militalr 
zum Angriff vorbereitet; von allen Sit fuhr man geſtern Wagen mit Ackerge⸗ 
räthen, Brettern, Stangen ze. herbei. Das Pfaſter in den Straßen wurde aufge⸗ 
riffen, um Steine zur Hand zu haben, und Barrikaden wurden an allen wichtigen 
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Punkten errichtet. Gegen Mittag rückte endlich Polniſches Militair in die Stadt 
ein Zug Ulanen, gegen 2000 (e) M. ſtark, wohl bewaffnet und mit Gepäck 2er 
ſehen, vollſtändig organifiit. Ihnen folgten von allen Seiten die Selene mit 
ihren Senfenmännern, jo daß Pleſchen mit Militair gefüllt iſt. Zugleich iſt es auch 
zum Sammelplatze für die umliegenden Kreiſe beſtimmt worden. Demnach wurde 


beſchloſſen, kein Preuß. Militair in die Stadt zu laſſen. Geſtern Abends 9 Uhr 


wurde zur Probe Sturm geleutet und zu den Waffen gerufen. Sämmtliche Bar⸗ 
tifa den beſetzt. N 

75 117 25 8 April. In Betreff der auswärtigen Politik, geſtaltet ſich 
für Preußen Alles beſſer, als zu erwarten ſtand. Von allen Kabinetten gehen 
die freundſchaftlichſten Verſicherungen ein, daß man den König zur Erreichung 

ſeines erhabenen Zieles nach Kräften unterſtützen werde. Minder günstig ſieht es 
bei uns im Innern aus; denn noch immer geht es ziemlich anarchiſch her, und 
die Geſetze werden hier und da nur wenig beachtet. Beſonders gedrückt fühlt ſich 
jetzt der Geſchäftsmann, deſſen gänzliche Verarmung näher bevorſteht, als Manche 
glauben. Und das Schlimmſte iſt, daß von allen, namentlich merkantiliſchen 
Verluſten, Niemand einen Gewinn hat. Wenn das ſo fort geht, werden wir 
bald gar keine Bemittelte und nur noch lauter Arme haben, und dieſer Zuſtand 
wird dann den mit Recht gefürchteten Terrorismus unvermeidlich herbeiführen. — 
Die Arbeiter in den Kattunfabriken haben von den Fabrik- Beſitzern einen erhöhten 
Tageslohn mit Verkürzung von zwei Stunden Arbeitszeit pro Tag zu erlangen 
gewußt. Exceſſe ſind dabei nicht vorgekommen. E 

Hier haben wir die wichtige Nachricht, daß die Ausſicht auf Erhaltung des 
Friedens mit Rußland tro der entgegenſtehenden Wünſche der Polen ſeit einigen 
Tagen außerordentlich wächſt, indem der Kaiſer von Rußland dem hieſigen Kabi⸗ 
net in beſtimmter Sprache hat zu erkennen gegeben, daß er Alles aufbieten werde 
den Frieden mit Preußen zu erhalten, und nicht noch ſeinerſeits zur Vermehrung 
der Wirrniſſe in Deutſchland beitragen wolle; er ſetze einen gleichen Willen bei 
dem hieſigen Kabinette voraus; er werde zwar jedwedes Mittel in Anwendung brin⸗ 
gen, die Unverletz barkeit des Ruſſiſchen Gebiets zu bewahren, werde 
namentlich, falls Polen es wagen ſollten, die Grenze zu überſchreiten, ohne 
alle Rückſicht gegen ſie verfahren, jedenfalls aber ſeinerſeits unter allen Umſtän⸗ 
den die Preußiſche Grenze reſpektiren. 

Berlin. — Die Streitigkeiten über die Zukunft des Großherzogthums 
Poſen, bei denen vorzüglich die im Großherzogthum Poſen anſäſſigen Deutſchen, 
wie man ihnen nicht verdenken kann, die Hauptrolle ſpielen, ſind zwar nicht un⸗ 
lösbar, aber jedenfalls verwickelter, als es anfangs im Freiheitsrauſche der Ber⸗ 
liner Märztage dem Deutſchen Volke erſchien. Eins ſteht feſt. Wenn auch nicht 
wie ein Theil der Preſſe behauptet, die Gerechtigteit, ſo zwingt uns doch das 
große Schlagwort der Zeit: Selbſtſtändigkeit der Rationen, unbedingt dazu, den 
Polen eine freiere Entwickelung nach eigenem Ermeſſen, zu geſtatten. Es giebt 
aber auch niemand in Deutſchland und ſelbſt unter den Poſener Deutſchen, der 
das nicht wollte. Der Ruf: es leben die Polen, der von den Berliner Bar⸗ 
ritaden ausging, hat allerorts ein lautes Echo gefunden. Wir hörten einen Bo 
len, der alſo darauf antwortete: Den Ruf: es leben die Polen, hat eine 
Polniſche Emigration ſchon oft gehoͤrt, in allen Ländern, denen Polen in der 
Eroberung ihrer Freiheit beiſtanden. Deutſchland, obgleich die Polen ſich am 
wenigſten darum verdient gemacht haben, war das erſte Land, das mit dieſem 
Rufe eine That, eine Zerſprengung von Kerkerbauden, verband. Möge Deutſch⸗ 
land ſo großartig ſein und dabei nicht ſtehen bleiben, möge es den Ruf: es Te 
ben die Polen, in dem die gauze Heimathloſigteit, das ganze Unglück des 
Volkes ausgeſprochen liegt, mit dem größeren, gerechteren Rufe vertauſchen: es 
lebe das Polen, es lebe die Polniſche Republik, und die Polniſche Re— 
publik wird mit dem Rufe antworten: mit euch gegen die Ruſſen! Ju der That 
keine ungeſchickte Wendung, und die Berliner, welche die Zuhörer bildeten, rie— 
ſen ihr ſtürmiſchen Beifall zu. Eine nüchternere Ueberlegung fragt aber zuvor, 
was iſt mit dieſem Rufe, genauer genommen, gemeint? Wir wollen das erſt 
unterſuchen, ehe wir mitrufen. Verlangen die Polen von uns, das wir jeden 
Polen, oder wenigſtens jeden Polniſchen Ort aus unſerem ſtaats bürgerlichem Ver 
bande herauslaſſen, daß wir ihnen geſtatten, einen neuen eigenen Verband zu 

bilden, daß wir unſere friedliche Vermittelung, in fo weit ſolche möglich, zwiſchen 
dem Polniſchen Volk und dem Ruſſiſchen Kaiſer anbieten, damit auch er ſich be⸗ 
wogen finden möge, dem unwiderſtehlichen Zuge der Zeit gutwillig nachzugeben, 
daß wir, wenn eine adminiſtrative und legislative Vereinigung des lebt unter 3 
Seepter vertheilten Volkes möglich, bereitwillige Anerkennung und hülfreiche Hand 
zu dieſer Vereinigung bieten — wohl, ſo lebe die Polniſche Republik. Verlan⸗ 
gen fie dagegen, daß wir nicht die Polen, ſondern das Land, welches ehemals 
der Polniſchen Republik gehöre hat, gleichviel, ob es jetzt von Deutſchen ober 
von Polen bewohnt wird, herausgeben, daß wir die Feſtung, in der fo viele 
Millionen Thaler, Früchte unſeres Schweißes, ſiecken und die wir zum Schutz 
des Deutſchthums gegen das Slaventhum erbaut haben, ſich in eine Slaviſche 
\ tung „die möglicherweife gegen uns gebraucht werden kann, verwandeln ſehen, 
daß wir ſelbſt für ihre ungemeſſenſten Territorialforderungen, nicht blos uns ſelbſt 
ereitwillig finden laſſen, ſondern auch andere dazu zu zwingen helfen und unſere 
fen und Greuzprovinzen, unſer Eigenthum auf der See und das Leben unſerer 
Landegztinder dabei gefährden, ſprechen fie gar den lächerlichen Wunſch aus, wie 
es im Conſtitutionnell mit Chlopick's Namens- Unterſchrift geſchehen iſt, daß die 
Deniſchen Oſtſce⸗Provinzen, als ihre alten Alliirten (1) ſich mit ihnen zu einem 
Reiche verbinden möchten — appelliren ſie mit einem Worte blos deshalb an die 
zgtionglpoluit, um hernach ſelbſt die kaſſeſte Territorialpolitit guszunben — 


r 


dann werden wir, auch ohne ihren guten Willen, dafür zu ſorgen wiſſen, daß die 
Grenze nach den Begriffen der Gegenwart gezogen werde. Indeß, wie wir von 
unferer Regierung die unumwundenſten Schritte zur Reorganiſation des Großher⸗ 
zogthums Poſen mit Reſpeetirung der Nationalität erwarten, ſo hatten wir an⸗ 
dererſeits von dem geſunden Sinne des Polniſchen Volkes, unter dem es freilich 
ſo Manche mit überhochfliegenden Träumen giebt, daß es auch ſeinerſeits die Na⸗ 
tionalität und ihr Recht reſpectiren, und von der Idee einer Polniſchen Republik 
mit dem alten Territorium ablaſſen werde. 

Der Miniſter-Praͤſident Camphauſen ſoll an den König das ausdrückliche 
Verlangen geſtellt haben, daß der Sohn des Prinzen von Preußen möglichſt blei⸗ 
bend hier anweſend ſei, und ſo ſeine ſchließliche Ausbildung gemiſſermaßen unter 
die Aufſicht der conſtitutionellen Regierung geſtellt werde. 

Koblenz, den 4. April. Aus glaubwürdiger Quelle vernimmt man heute 
hier die Nachricht, daß eine dem General-Kommando hier geſtern zugegangene 
Eſtafette die Nachricht überbracht habe, daß unſer zu Saarlouis und Saarbrücken 
ſtationirtes 9. Huſaren⸗Regiment ein Gefecht mit den über die Grenze übergebro⸗ 
cheuen Franzoͤſiſchen Proletariern bei Lehbach beſtand, dabei 10 bis 12 Todte 
verloren, jedoch den Sieg davon getragen habe. Die hieſige Feſtung wird in 
Kriegszuſtand geſetzt. Die großen Werke Feſte Kaiſer Franz und Alexander 
dieſſeit des Rheines und jenfeit der Moſel werden gegenwärtig verproviantirt und 
ſind bereits vollſtändig mit Palliſaden und vorgeſchobenen Blockhäuſern umgeben; 
nunmehr nimmt man die Verpalliſadirung unſerer Stadt vor dem Mainzer Thore 
vor. Im hieſigen Schloſſe ſollen die koſtbaren Möbel eingepackt undvon da auf 
den Ehrenbreitſtein geſchafft werden. 

Koblenz, den 5. April. Der kommandirende General des 8. Armeecorps, 
v. Thile, iſt auf ſein Auſuchen in Ruheſtand verſetzt worden, und nahm bei der 
geſtrigen Wachtparade Abſchied vom Offiziercorps hieſiger Garniſon, wobei er 
namentlich hervorhob, daß er in Rückſicht mancher Etſcheinungen der jüngſten 
Zeit ſich veranlaßt geſehen habe, Se. Majeſtät um den Abſchied zu bitten. Hr. 
v. Thile begibt ſich von hier auf ſeine Güter in Pommern. Sein Nachfolger, 
Graf Canig iſt bereits von Köln eingetroffen und hat den Oberbefehl des Armee⸗ 
Corps übernommen. — Zur Berichtigung einer meiner letzten Mittheilungen muß 
ich bemerken, daß es nicht der Herzog von Nemours und deſſen Familie war, 


welche vorgeſtern hier eintraf, ſondern der Prinz von Koburg und deſſen Gemah⸗ 
lin Clementine, Tochter Ludwig Philipps. 


Ausland. 
Deut ſchland. 

Frankfurt, den 6. April. Die hieſigen Blätter enthalten nachſtehende 
Bekanntmachung des Fünfziger⸗Ausſchuſſes: „Der von der Frankfurter Verſamm⸗ 
lung gewählte Fünfziger Ausſchuß iſt ſogleich nach Verkündung der Wahl zuſam⸗ 
meugetteten. Zum Vorſtand wurde Soiron aus Baden, zum erſten Stellvertre⸗ 
ter Robert Blum aus Sachſen, zum zweiten Stellvertreter Abegg aus Preußen, 
zu Schriftführern wurden Heinrich Simon aus Preußen, Venedey aus Preußen 
und Briegleb aus Koburg ernannt. Der Vorſtand und der zweite Stellbertreter 
traten ſofort mit dem Vorſitzenden der Bundesverſammlung, Grafen Collorebo, 
in perfönliche Verbindung und erhielten don demſelben die Erklärung, daß die 
Beſchlüſſe der Verſammlung in Beziehung auf die Anordnung der Wahlen der 
konſtituirenden Verſammlung und wegen des Ausſcheidens derjenigen Bundestags⸗ 
geſandten, welche das Vertrauen des Volkes nicht beſitzen, ohne allen Verzug 
durch die Bundestagsgeſandten an die zuſtändigen Regierungen abgegangen ſeien; 
ferner, daß er ſofort den Beſchluß der Bundesverſammlung über die Art und 
Weiſe, in welcher dieſelbe geſchäftlich mit dem Fünfziger⸗Ausſchuß zu verhandeln 
habe, beantragen und alsbald mittheilen werde. 

r Namens des Fünfziger-Ausſchuſſes: Soiron. Briegleb. 

Karlsruhe, den 4. April. Der Redaktion der „Karlsruher Zeitung“ geht 
von einem ihr befreundeten Deutſchen in Paris nachſtehende Mittheilung zu: „Ich 
verſichere Sie bei Allem, was mir heilig iſt, das Deutſche Hilfscorps denkt an 
feine Juvaſion, es denkt noch weniger daran, Deutſchland eine Verfaſſungsform 
aufzudringen. Ja, es wird nicht einmal über die Grenze rücken, wenn man es 
nicht gegen irgend eine Reaktion anruft. Dies iſt ſchon ſtatutenmäßig feſtgeſetzt. 
Geben Sie dieſe Nachricht als offiziell, fie wird von Niemanden desavonirt wer⸗ 
den. Glauben Sie mir, daß die proviforifche Regierung, was ſie that, nicht 
gethan haben würde, hätte ſie jemals den Gedanken faſſen können, die von hier 
wegziehenden Deutſchen könnten die Franzöſiſche Friedenspolitik bloßſtellen.“ Sm 
„Schwaͤbiſchen Merkur“ leſen wir eine Einſendung aus Paris, die ſich ebenfalls 
gegen ungünſtige Auslegungen dieſes abenteuerlichen Zuges verwahrt. „Die Mit— 
glieder der Legion“ — ſchreibt der Briefſteller — „find Deutſche und wollen 
Deutſche bleiben. Aber, ſagt man, dieſe „Handvoll Abenteurer“ will in Deutſch⸗ 
land die Republik proklamtren. Kann Das eine Handvoll Menſchen? Iſt es 
nicht ein Unſinn, zu glauben, 2000 Menſchen könnten durchſetzen, was ſo viele 
Millionen nicht wollen?“ Es fallt von ſelber in die Augen, daß dieſe Vertheidi⸗ 
gung nicht ſowohl ein Einwurf gegen ungünſtige Auslegungen, als vielmehr ge⸗ 
gen das Unternehmen ſelbſt iſt. Wenn die Mehrheit der Deutſchen Na⸗ 
tion die Republik will, ſo bedarf ſie keines Zuzugs von 2000 Mann aus der 
Fremde, uud wenn ſie die Republik nicht will, fo wird fie ſich dieſelbe durch 
einen ſolchen Zuzug nicht aufzwingen laſſen. Das Argument iſt einleuchtend. 
Aber welcher Zweck bleibt dann übrig, zu dem ſich jener bewaffnete Zuzug in Be⸗ 
wegung geſetzt haben ſoll? 
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Frankreich. 

In Lyon haben noch weitere Unordnungen ſtattgefunden. Zuerſt wurden die 
nach ihrer Heimath abziehenden Savoyarden von etwa 10,000 Arbeitern, Sol⸗ 
daten u. ſ. w., mit Trompetern vorauf, zur Stadt hinausgeleitet, dann führte man 
den ſchon früher erwähnten befreiten Artilleriften im Triumph durch die Straßen, 
und endlich marſchirte ein Regiment Frauen, mit Trommelſchlägerinnen und 
fliegenden Fahnen, förmlich in Bataillone und Kompagnien mit ihren weiblichen 
Offizieren getheilt, durch die Stadt, rufend: „Es lebe die Republik“ und die Mars 
ſeillaiſe, die Carmagnole und das Ca ira ſingend. Abends folgten ähnliche Auf— 
züge der Arbeiter, wobei das Militairgefängniß geſtürmt und alle in demſelben 
befindlichen Gefangenen entlaſſen wurden. 

Hr. Guizot ſoll ſich nach dem 24. Febr. noch acht Tage in Paris und zwar 
in Weiberkleidung verſteckt gehalen haben, bevor er eine ſichere Gelegenheit zum 
Entfliehen fand. Das ganze Vermögen Guizot's beſteht aus Häuſern in Paris, 
welche ihm jahrlich 20,000 Frs. eintrugen, wahrſcheinlich aber von der National— 
Verſammlung werden konſiscirt werden. — Das J. des Deb. meldet, das Hrn. 
Guizot's Mutter, 83 Jahre alt, in der Umgebung ihres Sohnes und ihrer 
Enkel, in London geſtorben ſei. 

Die Madrider Briefe vom 28. März melden, daß an dieſem Tage, Nach— 
mittags 2 Uhr, die Stadt ruhig war. Der Heraldo erklärte geradezu, die Revo— 
lution ſei todt. Die Truppen waren von den Straßen zurückgezogen worden, in— 
deß hatte man ein Kriegsgericht niedergeſetzt. Der Gen. Espana iſt geblieben. 
Ueber 300 Perſonen find verhaftet. 


Großbritannien und Irland. 

London, den 1. April. Zu Anfang der geſtrigen Unterhaus⸗Sitzung wur— 
den mehrere wichtige Juterpellationen gerichtet. Auf eine Anfrage des Herrn 
Clavy, ob Maßregeln getroffen ſeien, den Britiſchen Handel in der Oſtſee zu 
ſchützen, antwortete Lord Palmerſton, das ſei nicht geſchehen, denn die Re— 
gierung habe es nicht für nothwendig gehalten. 

Ludwig Philipp und ſeine Familie leben in der größten Zurückgezogenheit zu 
Claremont. Die Königliche Familie ſoll ſich wirklich in keinesweges glänzenden 
Umſtänden befinden und ihre Bedürfniſſe möglichſt beſchränken. Die Königin iſt 
angegriffen und kränklich. Ludwig Philipp fügt ſich in ſeine Lage ohne Unbe— 
quemlichkeit und iſt mit ſchriftlichen Aufzeichnungen beſchäftigt. Ueber den Prin— 
zen Joinville erfährt mau, daß die proviſoriſche Regierung ihm den Wunſch aus— 
geſprochen, er möge ſich durchaus mit keinem Franzöſiſchen Seemanne in Verkehr 


einlaſſen. 
i dne 


Ji 

Chur, den 31. März. Nachdem die papſtlichen Truppen und Freiwilligen 
von Bologna in Ferrara angekommen waren, begaben ſich (am 27. März) der 
Erzbiſchof und der Oberſt zu dem Commandanten der Oeſterreichiſchen Beſatzung 
und forderten ihn auf, die Feſtung zu räumen. Dieſer aber antwortete: er wolle 
die Uniform, die er 48 Jahre lang mit Ehren getragen, nicht, im Greiſenalter 
beflecken, und werde deßhalb nur der Gewalt weicher. Er wollte einen Offizier 
mit Depeſchen nach Verona abſchicken, um Weiſungen einzuholen, die päpſtliche 
Mannſchaft will dieſen aber nicht fortlaſſen. Der Commandant der Schweizer 
hat erklärt, daß er das Fort nur mit 8000 Soldaten und 12 Stück Geſchütz 
angreifen könne. (K. v. u. f. D.) 

Rußland und Polen. 
St. Petersburg, den 28. März. Nach den neueſten Nachrichten, die 


Die Reymannſche Karte, 


in verſchiedenen Sektionen iſt vorräthig bei 


Gebrüder Scherk in Poſen. 


liefert werden. 


werthe Sachen mit Sicherheit ad Depositum abge— 


Sollte wegen Krankheit, Ehehaften oder eines 
ſonſtigen Zufalls der eine oder der andere dieſer De— 


in der vergangenen Woche aus Berlin und Wien hier eingingen, hat der Kaiſer, 
wie man jetzt von mehreren Seiten beſtimmt vernimmt, die dieſſeitigen 
Kriegsrüſtungen, zu denen bei Eingang der Nachrichten von der Pariſer Re 
volution ſo großartige Vorbereitungen getroffen wurden, völlig einzuſtellen 
befohlen. Dieſen zufolge ſollten, mit Einſchluß des hier und bei Nowgorod kan— 
tonirenden Garde- und Grenadier-Corps, vier in den weſtlichen Provinzen ſtehende 
Jufanterie-Corps mobil gemacht worden, um ſich noch Ende Aprils, theils zur Bes 
ſetzung Warſchau's, theils an die Preußiſche Grenze bei Kaliſch und an die Oe— 
ſterreichiſche nach Galizien auf den Marſch zu begeben. Zu dieſer Mobilmachung 
fo bedeutender Steeitkräfte ſollen dem Kriegsminister, wie es heißt, 25 Mill. S. Rub. 
aſſignirt worden fein. Nächſtdem ſollte eine Abtheilung unferer Flotte an den Küften 
des Atlantiſchen und Mittelmeeres kreuzen. Alles dies unterbleibt ge— 
genwärtig. Wir werden uns vorläufig neutral und beobachtend zu den Euro— 
päiſchen Geſchicken verhalten, unſere eigenen Zuſtände ordnen, was am Zweckmä⸗ 
ßigſten ſcheint; ſollte aber, was noch nicht zu erwarten iſt, der Weſten Europa's 
in eine kriegeriſche Stellung übergehen, die auch unſere Grenzen bedrohen könnte, 
ſo werden wir bei der erſten ihnen nahenden Gefahr, ſchlagfertig ſein. Für den 
Zweck werden auch die höchſten Ukaſe vom 8. und 12. März, betreffend die un⸗ 
verzügliche Einberufung aller beurlaubten Reſerven der Landarmee und Flotte zur 
Zuſammenziehung für den getiven Dienſt in Vollzug geſetzt. — Von früher beab— 
ſichtigten und im Publikum viel beſprochenen Reiſen von Gliedern unſers Kaiſer— 
hauſes iſt es nun völlig ſtill. Bei den gegenwärtigen allgemeinen Aufregungen im 
ganzen Auslaude, dürften auch unſere Privatleute ihre Reiſen zum nächſten Som— 
mer, mit wenigen Ausnahmen, ganz einftellen, der höchſte Conſens dazu dürſte 
nur Wenigen ertheilt werden. 


Vermiſchte Nachrichten. 


In der Nummer 63. der „Zeitungs-Halle“ befindet ſich ein höchſt 
merkwürdiges Eingeſandt: „Es iſt an der Zeit, daß das Publikum erfahre, 
was es von der geprieſenen Unſchuld des Dr. Freyberg zu halten hat, und 
dürfte daher von Intereſſe ſein, zu vernehmen, daß ich vor einigen Tagen dem 
Hrn. Staatsanwalt des Kriminalgerich tts die Anzeige gemacht, die Unterſuchung 
gegen dieſen Märtyrer wegen eines bei Hrn. Konſul Koch jun. in Stettin be— 
gangenen Diebſtahls von 500 Thlr. einzuleiten. Wahrſcheinlich wird der Hr. 
Fürſt von Wittgenſtein die Kriminal-Rät he und Hrn. v. Kirchmann nicht 
bewegen können, auch dieſen Prozeß niederzuſchlagen. Dieſer Menſch, welcher 
2 Tage vor der Revolution mich bei der Polizei denuncirte, daß ich das Volk 
aufwiegle, und ſo aus Verſehen in ſein altes Handwerk verſiele, ſteht bis heute 
noch an der Spitze eines öffentlichen Inſtituts. Es ſcheint, daß das alte Syſtem 
nicht aufgehört habe, ſo lange der alte Fürſt noch Miniſter iſt. 

S. F. W. Heckſcher.“ 

Frankfurt, den 5. April. Nach den neueſten ſtatiſtiſchen Angaben betrug 
im Jahr 1846 die Bevölkerung der Deutſchen Bundeslande 41,672,375 See—⸗ 
len. Hierzu Schleswig und Oſt- und Weſtpreußen gerechnet, ergiebt ſich eine 
Geſammtbevölkerung von etwas über 45 Millionen, fo daß die Anzahl der Abs 
geordneten zum Parlament nach dem angenommenen Maßſtabe von 1 auf 50,000 
ſich auf 900 ſtellen würde. Da aber die Staaten von weniger als 50,000 
Einwohnern ebenfalls je einen Abgeordneten zu wählen haben, fo wird dieſe Zahl 
von 900 noch um einige Mitglieder überſchritten werden, was eine außergewöhn— 
lich große Verſammlung ergiebt. 


7% 


Unterkommengeſuch 
einer Deutſchen Wirthſchafterin, die ſehr empfehlen 
de Zeugniſſe beſitzt. Udreſſe in der Expedition d. Zig. 


Nothwendiger Verkauf. 
Land- und Stadtgericht zu Gneſen. 
Die dem Ober-Amtmann Martin Hoppe und 
ſeiner Ehefrau Antoniette geb. Schulz gehörigen 
Vorwerke Skorzencin und Sokolowo, gericht⸗ 
lich abgeſchätzt auf 31,597 Rihlr 27 Sgr. 6 Pf., 
zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen 
in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſollen 
am löten Juni 1848 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Bekanntmachung. 

Die Verwaltung der Depoſitorien bei dem unter- 
zeichneten Gerichte iſt nachſtehenden Beamten übers 
tragen worden: 

1) dem Herrn Kammergerichts⸗Aſſeſſor Knebel 

als 1. Kurator, 

2) dem Herrn Ober ⸗ Landes- Gerichts- Aſſeſſor 
Schneider als 2. Kurator, 

3) dem Herrn Controlleur Spisky als Rendan⸗ 
ten, in Vertretung des kranken Rendanten 
Herrn Myndych. . 

Nur an dieſe drei Beamten zugleich und deren ge- 
meinſchaftliche Quittung können Gelder und geld- 


poſital-Beamten eine Vertretung eintreten müſſen, fo 
wird dieſelbe jedesmal durch Aushang am ſchwarzen 
Brett bekannt gemacht werden. 

Die Depoſttaltage werden hier am Mittwoch je⸗ 
der Woche Vormittags 9 Uhr abgehalten. 

Da die geſetzlich unſtatthafte Annahme von De- 
poſital-⸗Aſſervaten höhern Orts unterſagt iſt, fo wer— 
den alle Diejenigen, welche Gelder, geldwerthe Pa— 
piere, Dokumente oder Pretiofen zum Depoſitorio 
abzuliefern haben, aufgefordert, ſolche nach Vor— 
ſchrift der Depofitalordnung zeitig zur Annahme an— 
zubieten, damit das Depofitorium mit dem nöthigen 
Annahmebefehl verſehen werden kann, und erſt, 
wenn dies geſchehen und die Deponenten davon be— 
nachricht ſind, die Einlieferung an dem beſtimmten 
Depoſitaltage zu bewirken. 

Wer dieſer Beſtimmung entgegen, dennoch Ge— 
genſtände zur Aſſervation abzuliefern beabſichtigt, 
hat ſeine Abweiſung damit zu gewärtigen. 

Koften, den 18. März 1848. 

Königl. Land- und Stadtgericht. 


Ein Sohn rechtlicher Eltern, der Polniſchen und 
Deulſchen Sprache mächtig, kann als Lehrling ſo— 
gleich eintreten bei 

A, Kunkel. 


Es iſt eine goldene Tuchnadel von einem armen 
Knaben gefunden worden. Der rechtmäßige Eigen- 
thümer kann dieſelbe von mir in Empfang nehmen. 

F. Seidemann. 


Es hat ſich das Gerücht verbreitet, daß ich der 
Verfaſſer eines bisher mir unbekannten Artikels in 
der Zeitungshalle ſei, worin von Plünderungen und 
Exceſſen aller Art die Rede iſt, welche die Polen des 
Großherzogthums gegen Deutſche und Jüdiſche Mit⸗ 
einwohner verübt haben ſollen. — Ich habe bisher 
weder mit irgend einer Zeitungs-Redaktion in Korre⸗ 
ſpondenz geſtanden, noch irgend einen Zeitungs⸗Ar⸗ 
tikel (mit oder ohne Namensunterſchrift) in die Welt 
geſchickt. Ich erkläre demnach obiges Gerücht für 
eine erbärmliche und heimtückiſche Lüge, 
und ſichere hiermit 20 Thaler Demjenigen als Be⸗ 
lohnung zu, welcher mir die, Quelle jener ſo bezeich⸗ 
net, daß ich in Stand geſetzt werde, jene Gift» 
ſchlange geſetzlich unſchädlich zu machen. 

Julius Scherk, 
Buchhändler. 


Anfrage: Schläft Guderian?? 
8 (Extrablatt) 


Extra⸗Blatt 


zu 


e 86. der Zeitung für das Großherzogthum Poſen vom 11. April 1848. 


Rendsburg, 6. April. Heute rückten hier wieder zwei Bataillone preu⸗ 
biſcher Infanterie ein, die Füftlier-Bataillone der Regimenter „Kaiſer Ale⸗ 
runder“ und „Kaiſer Franz“, marſchirten aber ſofort weiter, um Cantonne⸗ 
ments in den benachbarten Dörfern Nübbel, Fockbeck und Büdelsdorf (welche 
War nördlich von der Eider, aber auf Holſteinſchem Gebiete liegen) zu beziehen. 
Das geſtern hier eingerückte Regiment ſcheint hier in Garniſon bleiben zu ſollen. 

Die Stadt Tondern iſt geſtern früh von einem däniſchen Truppen⸗Corps 
von 200 Mann, meiſt Infanterie, indeß auch einige Kavallerie, beſetzt worden, 
nachdem die Einwohner auf Befragen durch den benachbarten däniſchen Beam⸗ 
ten, Juſtizrath Brarſon, der an der Spitze bewaffneter Bauern ſteht, ihre 
Schleswig⸗Holſteinſche Geſinnung der angedrohten Occupation gegenüber des 
klarirt hatten. Ein Verzeichniß der zu verhaftenden Einwohner iſt dem Ans 
führer des Corps von ſeinem Oberen übergeben. Die Stadt wird wahrſchein⸗ 
lich ſogleich, nachdem der Zweck erreicht iſt, von den Dänen wieder geräumt 
werden. Ein Detaſchemend unferer Truppen war geſtern beordert, von Flens⸗ 
burg nach Tondern abzugehen. Der kleine Krieg ſcheint von beiden Seiten als 
unnützes Blutvergießen vermieden zu werden. 

Aus Schleswig vom 6. April wird geſchrieben: „In Betreff der gegen- 
wärtigen Poſition der Däniſchen Truppen erfährt man auf zuverläſſige Weiſe, 
daß ihre Vorpoſtenlinie ſüdlich von Apenrade, bei Hoſtrup, anhebt und quer 
hinüber nach Eckeſund ſich erſtreckt. Die Stärke ſoll im Ganzen etwa 8000 
Mann ſein. Die Schleswig⸗Holſteiniſche Armee iſt bei Flensburg concentrirt, 
einſchließlich der noch in Schleswig auf dem Durchmarſche befindlichen Trups 
pen, wohl 10,000 Mann ſtark. Die Vorhut hat ſich nördlich von Flensburg, 
bei der Kruſauer Kupfermühle, ſtark verſchanzt. Das Kieler Jäger⸗Corps iſt 


in Tondern eingerückt.“ 
April. (O. P. A. Z.) — Die hieſigen Blät- 


Frankfurt a. M., den 8. 
ter enthalten nachſtehende 
Bekanntmachung der Beſchlüſſe 
rankfurt a. M. am 31. März und 1. bis 4. April 1848 abgehaltenen 
ammlu g zur Vorbereitung der Deutſchen conſtituirenden National 
Verſammlung. 

Das zu Frankfurt am Main abgehaltene Vorparlament hat über die nachfol⸗ 
genden Gegenſtände Beſchlüſſe gefaßt. Wir theilen fie dem Deutſchen Volke mit. 
6 Aufgabe der Verſammlung. 

Die Verſammlung hat ihre Aufgabe darin erkannt, die Art und Weiſe 
ſeſtzuſtellen, in welcher die conſtituirende National⸗Verſammlung gebildet wer⸗ 
den ſoll. Sie hat dabei ausdrücklich ausgeſprochen, daß die Beſchlußnahme 
über die künftige Verfaſſung Deutſchlands einzig und allein dieſer vom Volke 
zu erwählenden conſtituirenden National⸗Verſammlung zu überlaſſen ſei. 
| Das Bundesgebiet. 

Schleswig, ſtaatlich und national mit Holſtein unzertrennlich verbunden, 
iſt unverzüglich in den Deutſchen Bund aufzunehmen und in der conſtituirenden 
Verſammlung gleich jedem anderen Deutſchen Bundesſtaate durch freigewählte 
Abgeordnete zu vertreten. 

Oſt⸗ und Weſtpreußen iſt auf gleiche Weiſe in den Deutſchen Bund auf⸗ 
zuuehmen. 

Die Verſammlun 


der zu 
Ver 


g erklärt die Theilung Polens für ein ſchmachvolles Un⸗ 
recht. Sie erkennt die heilige Pflicht des Deutſchen Volkes, zur Wiederher— 
ſtellung Polens mitzuwirken. Sie ſpricht dabei den Wunſch aus, daß die Deut⸗ 
ſchen Regierungen den in ihr Vaterland rückkehrenden Polen freien Durchzug ohne 
Waffen und, ſo weit es nöthig, Unterſtützung gewähren mögen. 
Zahl der Volksvertreter in der Deutſchen conſtituirenden 
8 Verſammlung. 
Auf je 50,000 Seelen wird ein Vertreter zur Deutſchen konſtituirenden 
Verſammlung gewählt. 
Ein Staat mit weni 
Bei Berechnung der 
Wahlart der Abge 


ger als 50,000 Seelen wählt einen Deputirten. 
Seelenzahl iſt die letzte Bundes-Matrikel maßgebend. 
ordneten zur Deutſchen conſtituirenden 
Verſammlung. 
In Betreff der Wahlart gelten für jedes der Deutſchen Länder folgende 
Bedingungen: 

Die Wahl⸗ Berechtigung und Wählbarkeit darf nicht beſchränkt werden 


durch einen Wahl⸗Cenſus, durch Bevo r i igi i 
Wa 80g bellen Branden ch Bevor echtung einer Religion, durch eine 

IR 75 volljährige, ſelbſiſtändige Staatsangehörige iſt wahlberechtigt und 
wählbar. N 


Der zu Wählende braucht nicht dem u. ; 
der kung vertreten ſoll. 0 Staate anzugehören, welchen er bei 
Die politiſchen Flüchtlinge, die nach Deutsch 
Staatsbürgerrecht wieder antreten, find wahlberecht 
In allen übrigen Beziehungen iſt es jedem einz 
laſſen, auf welche Weiſe er die Wahlen zu ordnen 
ſammlung rachtet jedoch die direkte Wahl im Pri 
Ort der konſtituirenden National 
Die konſtituirende National-Verfammlung hält i 
ſurt a. M. 


land zurückkehren und ihr 

igt und wählbar. 

elnen deutſchen Staate über: 

angemeſſen findet; die Ver⸗ 

uzipe für die zweckmäßigſte. 
erſammlung. 

hre Sitzungen in Frank⸗ 


2 


Zeit des Zuſammentritts. 
d Das Wahlgeſchäft ift von den einzelnen Staaten in der Art anzuordnen, 
RN National⸗Verſammlung am I. Mai dieſes Jahres ihre erſte Sitzung 
ann. 
Permanenter Ausſchuß der Verſammlung. 
Die gege 


nwärtige Verſammlung wählt einen permanenten Ausſchuß von 


ſunfzig Mitgliedern, der bis zum Zuſammentritt der konſtituitenden Verſamm⸗ 
lung in Frankfurt am Main verweilt. 

Der Ausſchuß wird aus den Mitgliedern der Verſammlung in der Art ge⸗ 
wählt, daß jeder Wahlzettel fünfzig Perſonen bezeichnet, in Betreff derer die 
Verſammlung vorausſetzt, daß jeder Wählende alle Theile des Vaterlandes in 
dem Ausſchuſſe vertreten ſehen wolle. 1 

Dieſer Funſziger⸗Ausſchuß ift beauftragt: : 

die Bundes⸗Verſammlung einzuladen, mit ihm bis zum Znſammentritt 

der konſtituirenden Verſammlung in Vernehmen zu treten; 

er iſt beauftragt: 

die Bundesverſammlung bei Wahrung der Intereſſen der Nation und bei 

der Verwaltung der Bundes-Angelegenheiten bis zum Zuſammentritt der 

konſtituirenden Verſammlung ſelbſtſtändig zu berathen und die nöthigen 

Anträge an die Bundesverſammlung zu bringen; 

er iſt beauftragt: 

bei eintretender Gefahr des Vaterlandes die gegenwärtige Verſammlung 

ſofort wieder einzuberufen. 

Der Ausſchuß wird bei den Regierungen dahin wirken, daß die allge⸗ 
meine Volksbewaffnung in allen deutſchen Ländern ſchleunigſt ins Leben geru⸗ 
fen werde. 8 l 55 

Der Ausſchuß hat dafür zu ſorgen, daß ihm ſechs Männer aus Oeſter⸗ 
reich als weitere Ausſchuß-Mitglieder beitreten. 8 

Die Verhandlungen des Ausſchuſſes mit der Bundesverſammlung ſind 
durch dic Preſſe zu veröffentlichen. a 5 

Die Verſammlung verlangt, daß der Bundestag, indem er die Angele⸗ 
genheit der Begründung eines konſtituirenden Parlaments in die Hand nimmt, 
ſich von den verfaſſungswidrigen Ausnahmebeſchlüſſen losſage und die Männer 
aus feinem Schoße entferne, welche zu Hervorrufung und Ausführung derfels 

mitgewirkt haben. 8 
* 8 und Forderungen des Deutſchen Volkes. 

Die Verſammlung empfiehlt, mit ihrer grundſätzlichen Zuſtimmung, dem 
konſtituirenden Parlamente zur Prüfung und geeigneten Berückſichtigung die 
nachſtehenden Anträge, welche beſtimmte Grundrechte als geringſtes Maß Deut⸗ 
ſcher Volksfreiheit verlangen und die im Deutſchen Volke lebenden Wünſche 
und Forderungen ausſprechen. 

Gleichſtellung der politiſchen Rechte, ohne Unterſchied des Glaubensbe— 
kenntniſſes und Unabhängigkeit der Kirche vom Staate. 

Volle Preßfreiheit. 

Freies Vereinigungsrecht. 

Petitionsrecht. 

Eine freie volksvertretende Landes-Verfaſſung mit entſcheidender Stimme 
der Volks⸗Abgeordneten in der Geſetzgebung und Veſteuerung und mit Verant- 
wortlichkeit der Miniſter. 

Gerechtes Maß der Steuerpflicht nach der Steuerkraft. 

Gleichheit der Wehrpflicht und des Wehrrechts. 

Gleiche Berechtigung aller Bürger zu Gemeinde- und Staats-Aemtern. 

Unbedingtes Auswanderungsrecht. 

Allgemeines Deutſches Staatsbürgerrecht. 

Lehr- und Lernfreiheit. 

Schutz der perſönlichen Freiheit. 

Schutz gegen Juſtiz-Verweigerungen. 

Unabhängigkeit der Juſtiz. ö 8 

Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege und Schwurgerichte in 
Strafſachen. 

Ferner: n 5 

Ein volksthümliches Kreditſyſtem mit Ackerbau- und Arbeits-Kredit⸗Kaſſen. 

Schutz der Arbeit durch Einrichtungen und Maßregeln, um Arbeitsun⸗ 
fähige vor Mangel zu bewahren, Erwerbloſen lohnende Beſchäftigung zu ver⸗ 
ſchaffen, die Verfaſſung des Gewerbe- und Fabrikweſens den Bedürfniſſen der 

eit anzupaſſen. 
3 8c für alle Klaſſen, Gewerbe und Berufe aus Staatsmitteln. 

Anerkennung endlich der Auswanderung als Nationals Angelegenheit und 
Regelung derſelben zum Schutze der Auswanderer. 

Dank der Verſammlung. 8 
Det Dank der Verſammlung wird ausgeſprochen den zu Heppenheim und 
eidelberg zuſammengetretenen Männern; a B 
€ den Behörden Be den Bürgern der Stadt Frankfurt a. M. für die gafte 
liche Aufnahme und ihre Anordnungen; 2 d 
ch dem nen 15 Verſammlung für ſeine Mühewaltung; g 

der Bürgerwehr für ihren Schutz und den Turnern für ihre dienftliche Mit 
wirkung in der Verſammlung. i f 

Frankfurt a. M., den 3. April 1848. a 

Namens des Fünfziger⸗Ausſchuſſes. 
Soiron, als Vorſitzender. a je 
H. Simon, als Schriftführer e 


unsbruck, den 3. April. Die proviſoriſche Regierung von Mailand 

hat die Stafettendienft einrichten laſſen, um täglich ein Bülletin vom Kriegs⸗ 
ſchauplatz zu erhalten. Das neueſte (vom 30. März) lautet: 

»Die lombardiſchen und ſchweizeriſchen Freicorps ſind in Brescia. Der 

piemonteſiſche General Bes iſt mit dem erſten Armeecorps von 50,000 Mann 


486 


i edrungen. General Trotti mit einem zweiten Corps 
— 60000 Hann a = Lodi. Der König Karl Albert mit dem Her⸗ 
zog von Genua zog heute an der Spitze von weiteren 8000 Mann von Pavia 
aus und wird dieſen Abend in Lodi eintreffen. Der Herzog von Savoyen folgt 
ihm mit 2000 Mann. Bei dieſen Truppen befinden ſich 100 Stück Geſchütz. 
10,000 Römer und 7000 Toskaner kommen über Bologna und Ferrara an die 
Ufer des Po, welchen ſie bei Ponte Lagascuro überſchreiten werden. Man fagt, 
in Bagnolo hätten die lombardiſchen und ſchweizeriſchen Freicorps 7 bis 800 
Mann, worunter 50 Ofſiciere, überrumpelt und zu Gefangenen gemacht und 
eine Kriegskaſſe erbeutet. Radetzky war in den letzten Tagen bei Orzinovi und 
Soncino; die öfterreihifhen Truppen ſtehen an den Ufern des Oglio: es ſcheint, 
fie haben aus Mangel an Proviant den Gedanken, ſich nach Mantua zu wer— 
fen, aufgegeben. « 


Mailand den 31. März. (Frankf. J) Das heutige Abend⸗Bülle⸗ 
tin lautet: 
„Von einem Courier, der nach Mantua geſchickt wurde, wird ausgeſagt, 


daß er auf Infanterie⸗ und ſtavallerie-Truppen ſtieß, die wahrſchelulich aus 
Mantua kamen und denen er bei Caſtelluechio begegnete. Der Dienſt in jener 
Stadt wurde gemeinſchaftlich von Bürgern und Kaiſerlichen verfehen, welche 
häufige Streifzüge in die Umgegenden machen. Wegen der Beſetzung der Brücke 
über den Oglio bei Marcaria fand ein Scharmützel ſtatt; ſie blieb im Beſttze 
der Unſrigen. Bei Tagesanbruch hörte man zwiſchen Cigognolo und Piadena 
fernen Kanonendonner. Die Wege über Brescia hinaus find nicht gangbar, 
indem die Umgegenden von Rezzato von den Oeſterreichern beſetzt ſind, ſo wie 
Peſchiera noch immer in ihrer Gewalt if. Der kommandirende General Mas 
nara, an der Spitze der erſten Lombardiſchen Legion, ging geſtern Morgen im 
Eilmarſche von Treviglio nach Antignate ab; von Antignate aber zog der kom 
mandirende Camperio in Eil nach Chiari. König Karl Albert, der geſtern 
Abend mit 12,000 Mann in Lodi einrückte, war heute Morgen noch immck 
daſelbſt. Eine Abtheilung von 5000 Piemonteſen, angeführt vom General 
Bes, befand ſich heute zu Chiari auf dem Wege nach Brescia. Schon fügen in 
Schoohe der proviſoriſchen Regierung der Deputirte von Pavia, Profeflor Tur⸗ 
roni, und der von Como, Dr. Rezzonico. Im Auftrage der proviſoriſchen. 


Regierung: Cerrenti, General⸗Sekrelair.“ 


